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Produktions-, investitions- und konsum-
bezogene Aspekte des öffentlichen Raums
in Städten1)

Wilfried Schönbäck

1. Einleitung und
Problemstellung 

Der öffentliche Raum2) einer Stadt ist (auch) ein
ökonomisches Gut, denn verschiedenartige Nutzun-
gen desselben werden begehrt. Er ist, bzw. verschie-
dene seiner Teile sind, relativ zu den Nutzungsan-
sprüchen, sehr knapp. Überdies rivalisieren die Nut-
zungsansprüche vielfach. In bestehenden Baustruk-
turen ist er nur in Ausnahmefällen vergrößerbar.
Doch wird seine Größe in vielen Fällen ohnedies
durch einzelne seiner Funktionen limitiert, insbeson-
dere durch das Erfordernis räumlicher Nähe von
Nutzern zu bestimmten Objekten, um eine wirt-
schaftlich oder sozial erforderliche Nutzerdichte
oder Überschaubarkeit bestimmter Aktivitäten zu
ermöglichen. In anderen Fällen wären seine Funktio-
nen durch Vergrößerung besser erfüllbar, der jedoch
enge Grenzen gesetzt sind. 

Im Minimalfall ist er nachrangiger Komplementär-
raum neben oder zwischen Bauwerken. Hier bein-
haltet er als Wichtigstes bloß Anlagen für die Ver-
kehrs-  und sonstige Erschließung der angrenzenden
Gebäude. Mehr als ein Schattendasein hat öffent-
licher Raum hier aber nicht. Vielfach, und überdies
zunehmend, wird er für weit darüber hinaus gehende
Funktionen beansprucht. Große Aufgaben stellen
sich, wenn es darum geht, den öffentlichen Raum so
zu konzipieren, dass seine Potenziale für Wertschöp-
fung und Lebensqualität voll ausgeschöpft werden
können.  

Allerdings verändern Menschen Nutzungsansprüche
an den öffentlichen Raum im Zeitablauf vielfach.
Daher geht es um eine dynamische Optimierung des
Gutes öffentlicher Raum. Sie erfordert im Rahmen
bestehender Bausubstanz zumeist komplexe Anpas-

sungsprozesse3) . Kaum weniger komplex sind Neu-
planungen. In diesem Beitrag werden einige produk-
tions-, investitions- und konsumbezogene Aspekte
des öffentlichen Raums kurz beleuchtet. Darauf kön-
nen immobilien- und stadtwirtschaftliche, sozial-
räumliche, architektonische und andere Analysen
aufgebaut werden.

2. Funktionsanforderungen an
den öffentlichen Raum

Der öffentliche Raum wird, wie andere Güter auch,
hergestellt. Der Aufwand zu seiner Herstellung vari-
iert sehr stark, je nachdem, in welchem Ausmaß er
über seine naturräumliche Basis und die ihn begren-
zenden Umfassungsbauwerke hinaus angelegt, aus-
gestattet und gestaltet wird. In Zeiten raschen Wan-
dels muss er neuen Anforderungen, die sich aus der
Stadtentwicklung ergeben, angepasst werden. Doch
kann öffentlicher Raum unter bestimmten Vorausset-
zungen selbst als Impulsgeber für Entwicklungen
wirken, die anders nur schwer oder gar nicht zustan-
de kämen. Den öffentlichen Raum gleichsam als
„Instrument“ der Stadt- bzw. Quartiersentwicklung
zu verstehen, ist eine in den letzten Jahrzehnten viel-
fach erfolgreich genützte, in anderen Teilen der Stadt
aber nicht selten noch anstehende Herausforderung. 

Der öffentliche Raum insgesamt ist vieles gleichzei-
tig, etliche seiner Hauptfunktionen sind äußerst
unterschiedlich: Kommunikationsfeld, Handlungs-
raum zum Aufbau und zur Pflege sozialer Beziehun-
gen und zur Freisetzung von Emotionen, Erholungs-
und Vergnügungsraum, Werbezone, Marktplatz
kommerzieller Transaktionen und der Eitelkeiten,
unverzichtbarer, aber belastender Verkehrsraum,
erlösbringender Parkraum, Operationszone für
Anrüchiges und Kriminelles, Forum der sozialen
Integration von Randgruppen, öffentliche Zur-
Schau-Stellung von Ästethik u. a. m. 

Zur Diskussion stehen vielfach die Zurückdrängung
bisheriger und die Ermöglichung neuer Funktionen.
Neue Prioritäten bezüglich bestimmter Funktionen
und deren Qualitäten sind zu diskutieren, aufeinan-
der abzustimmen und zu identifizieren. Oft geht es
auch um quantitative Verschiebungen von Teilräu-
men zwischen Funktionsbereichen. Sodann geht es
darum, die neuen Prioritäten politisch zu proklamie-
ren sowie technisch und administrativ umzusetzen.
Das wirft die Frage nach den Instrumenten zur
Umsetzung der entsprechenden Konzepte und Pla-
nungen auf. 

Ermöglicht werden soll Wertschätzung von und
Wertschöpfung durch Aktivitäten im öffentlichen
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Raum. Dabei stellt sich auch die Frage nach der
Aneignung der mit Hilfe des öffentlichen Raums
geschaffenen Werte und um die Rolle öffentlicher
Abgaben als Lenkungs- und Finanzierungsinstru-
mente.

In einzelnen Bereichen der Stadt geht es nicht um
Vermehrung, sondern um Vermeidung der Vernich-
tung von Werten durch Mangelerscheinungen im
öffentlichen Raum, im Extremfall durch Auszehrung
als Folge zeitweiser asozialer oder krimineller Inbe-
schlagnahme von Teilen des öffentlichen Raums
durch aggressive oder gewaltbereite Gruppen.

3. Ökonomisch relevante
Merkmale des öffentlichen
Raums und seiner Nutzung

Der öffentliche Raum ist ein Gut besonderer Art. Es
selbst und seine Nutzungen weisen mehrere beson-
dere Merkmale auf. Welche ökonomisch relevanten
Merkmale des öffentlichen Raums und seiner Inan-
spruchnahme gilt es zu beachten?

Das erste wesentliche Merkmal dieses Gutes zeigt
sich, wenn man es mit herkömmlichen Gütern ver-
gleicht: Materielle Güter sind in der Regel herge-
stellte physische Gegenstände, deren funktionelle
Eignungen für bestimmte Verwendungen und deren
ästhetische Erscheinungsformen spezielle nutzen-
stiftende Verwendungen durch Konsumenten (bzw.
einkommensgenerierende Verwendungen durch Pro-
duzenten) erlauben. Dienstleistungen sind Aktivitä-
ten von Produzenten, die bei Konsumenten unmittel-
bar Nutzen stiften oder von Produzenten als Inputs
im Produktionsprozess verwendet werden.

Das Gut öffentlicher Raum unterscheidet sich von
beiden substanziell dadurch, dass es rein physisch
zunächst bloß als Raum oberhalb, zwischen oder
unterhalb von physischen Gegenständen (in der
Regel versiegeltem oder unversiegeltem Boden,
Gebäuden, diversen Ausstattungselementen sowie
Bäumen, Sträuchern u. a.) erscheint. Öffentlicher
Raum ruht auf naturräumlichen Grundlagen (Boden)
und er wird, je nach Bebauungsdichte der Umge-
bung, durch die gebaute Umwelt (Gebäude und son-
stige physische Anlagen) ein- oder mehrseitig
begrenzt, im Extremfall vollständig umfasst („physi-
sches Merkmal“).

Der öffentliche Raum ermöglicht, dass menschliche
Aktivitäten (produzieren, konsumieren oder auf

andere Art Freizeit verbringen) innerhalb desselben
durchgeführt werden. Öffentlicher Raum gibt Raum
für unmittelbares (d. h. von Mensch zu Mensch
direkt und persönlich wahrnehmbares) individuelles
Tun, und zwar gemeinsam und gleichzeitig mit
anonymen und/oder bekannten, gezielt angesteuer-
ten oder zufällig vorbeikommenden, anderen Men-
schen. 

Öffentlicher Raum gibt also Raum für unmittelbares
individuelles Tun der Menschen in relativer  Öffent-
lichkeit innerhalb eines Kollektivs anderer Men-
schen, die, in unmittelbarer räumlicher Nähe, eben-
falls öffentlich agieren bzw. interagieren („Nut-

zungsmerkmal N1“)4) .

Wenn das Individuum seine Privatsphäre verlässt,
kann es dieses Kollektiv durch individuelle Routen-
und Zeitwahl zumeist partiell oder wenigstens mar-
ginal ansteuern, kann bzw. muss aber gleichzeitig
unverhoffte, erhoffte, befürchtete oder gefürchtete
unmittelbare Begegnungen mit anderen erwarten.
Daraus ergeben sich potenziell wertgenerierende
oder  vernichtende „Nachbarschaftseffekte“ („Nut-
zungsmerkmal N2“). Dabei kann es entweder um die
Wertschätzung von bestimmten Aktivitäten oder
Wahrnehmungen außerhalb des Marktmechanismus
oder um Wertschöpfung im wirtschaftlichen Sinn
oder um Wertbestände (Immobilien- und sonstige
Werte) gehen.

Das unmittelbare individuelle Tun der Menschen im
öffentlichen Raum ist funktionell unter Umständen
homogen und tritt massenhaft auf (z. B. Einpendler
in der Morgenspitze). Es prägt sich zumeist in  einer
zeitlichen und  örtlichen Differenzierung zwischen
Spitzen- Schwachlastnachfrage nach Nutzungen des
öffentlichen Raums aus. Oder es ist inhomogen (z.
B. Skinheads begegnen eiligen Geschäftskunden
oder einer Mädchenklasse vom Land, zwei konträre
Gruppen von Schlachtenbummlern eines Fußball-
spiels treffen aufeinander). Diese Vielfalt der Aktivi-
tätszwecke steigert immens das Potenzial wertgene-
rierender oder -vernichtender „Nachbarschaftseffek-
te“, treffender als Effekte aufgrund räumlicher und
zeitlicher Koinzidenz von Aktivitäten bezeichnet.

In welchem Ausmaß handelt es sich bei diesen Vor-
gängen der Wertentstehung oder -vernichtung um
marktwirtschaftlich gesteuerte Transaktionen? Eine
marktgesteuerte Transaktionen, d. h. preisgesteuer-
ter Austausch von Wert (z. B. Werbung auf Plakat-
wänden, Parken auf Kurzparkzonen, gastronomische
Dienstleistung im Schanigarten usw.) und Gegen-
wert in Form eines gezahlten (Markt-)Preises, setzt
voraus, dass das betreffende Gut eigentumsrechtlich
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zweifelsfrei identifiziert ist und autonom handlungs-
fähige Wirtschaftssubjekte exklusive Inhaber des
Eigentumsrechts an den Transaktionsobjekten (Ware
oder Dienstleistung, Geld) sind.

Ist das Eigentumsrecht nicht zweifelsfrei oder gar
nicht definiert oder sind daraus abgeleitete Verfü-
gungsrechte des Eigentümers oder berechtigter Drit-
ter (z. B. im Rahmen von Miete, Pacht, Konzession
usw.) nicht durchsetzbar, dann sind die genannten
Vorgänge der Wertentstehung und -vernichtung not-
wendigerweise keine marktgesteuerten Transaktio-
nen, sondern externe Effekte (positive oder negati-
ve). Hier kommt es zu wechselseitiger Beeinflussun-
gen der Nutzungen und damit des Nutzens der
Akteure, ohne dass dafür spezifische Abgeltungs-
oder Kompensationszahlungen auf dezentraler frei-
williger (marktwirtschaftlicher) Basis geleistet wer-
den können (positive und negative externe Effekte
von Produktion, Konsum oder sonstigen Aktivitä-
ten). Die Wertveränderungen vollziehen sich hier
also außerhalb des individuellen Kalkulationsrah-
mens der Urheber dieser Effekte. 

Gleichwohl sind diese Effekte von großer Bedeu-
tung für die Mitglieder der Stadtgesellschaft: Sind es
positive Effekte, dann bewirkt ihr Extern-sein, dass
Sie in geringerem Ausmaß durchgeführt werden als
erwünscht. Sind es negative Effekte, gilt das Gegen-
teil. Das gesamtgesellschaftlich optimale Ausmaß
jeweils herauszufinden, ist keine triviale Aufgabe.
Noch schwieriger ist es, das als optimal erkannte
(oder vermutete) Ausmaß in der Praxis herbeizufüh-
ren, da effektive Instrumente rar sind und uner-
wünschte Nebenwirkungen haben können.

Externe Effekte unmittelbar zwischen natürlichen
Personen (positive und negative externe Effekte Typ
A) haben zumeist keinen (nennenswerten) Einfluss
auf den Marktwert von materiellen Gütern im Eigen-
tum dieser Akteure. Ihre Wirkungen beschränken
sich auf Veränderungen der Erlebniswerte bei der
unmittelbaren, d. h. körperlichen, Nutzung des
öffentlichen Raums oder auf den Wert von Optionen,
den öffentlichen Raum unmittelbar nutzen zu kön-
nen (Optionswert der Nutzung des öffentlichen
Raums). Gleichwohl können diese Effekte als sehr
gewichtig empfunden werden. 

Diverse Aktivitäten im öffentlichen Raum wirken
sich auf die Nutzungen der angrenzenden Gebäude
und damit auf den daraus zu  erwartenden Ertrag
oder Nutzen aus, und umgekehrt (externe Effekte
Typ B). Zu unterscheiden sind dabei einerseits die
auf Eigentümer oder Nutzer von Immobilien gerich-
teten Nachbarschaftseffekte von Aktivitäten

bestimmter (Gruppen von) Individuen im öffent-

lichen Raum (externe Effekte Typ B1)5) . Anderer-
seits können sich, in umgekehrter Richtung, auch die
Aktivitäten in und die Formen von Gebäuden auf die
Nutzungen des davor liegenden öffentlichen Raums
auswirken. Es kann sich dabei um Belebungs- oder
Abschreckungseffekte handeln (immobilienindu-
zierte externe Effekte oder externe Effekte Typ B2).
Auf beide Arten der immobilienbezogenen Nachbar-
schaftseffekte einzuwirken, ist eine wesentliche Auf-
gabe der öffentlichen Hand (Politik zur Ordnung und
Entwicklung des öffentlichen Raums, kurz „Frei-
raumpolitik“).

Diese externen Effekte zu regulieren, ist keine leich-
te Aufgabe. Sie ist auch keine primäre Aufgabe öko-
nomischer Systemsteuerung. Vielmehr werden dafür
Voraussetzungen benötigt, die hauptsächlich von
Privaten zu erbringen sind, wie Beachtung der Basis-
werte Freiheit und Würde aller und persönliche Ver-
antwortung für das eigene Handeln. Allerdings kann
die öffentliche Hand durch ihr spezifisches Instru-
mentarium auf vielfache Weise auf den Verbindlich-
keitsgrad dieser Werte bei Privaten Einfluss nehmen.
Die öffentliche Hand kann dies im Rahmen einer
ihrer vier Arten von Verantwortung für die Erbrin-
gung von Leistungen, nämlich ihrer legislativen
Konstituierungsverantwortung, Leistungsverantwor-

tung als Produzentin öffentlicher Dienstleistungen6),
Gewährleistungs- oder Regulierungs-verantwortung
anstreben.

Die Internalisierung der (positiven und negativen)
externen Effekte besteht darin, dass sie ihren Urhe-
bern angerechnet bzw. angelastet werden. In man-
chen Fällen kann sie gelingen. Dies würde die erziel-
bare Wohlfahrt insgesamt erhöhen. Das ist die soge-
nannte allokationspolitische Fragestellung. Davon
zu unterscheiden ist die Frage, welchen (Gruppen
von) Akteuren welches Ausmaß dieser Wohlfahrtser-
höhung zugute kommen soll. Das  ist die vertei-
lungspolitische Fragestellung in diesem Zusammen-
hang. Dies immer klar zu unterscheiden, verhilft zu
einem besseren Verständnis der Aufgaben sowie
instrumentellen Möglichkeiten und Erfordernissen
der Freiraumpolitik. 

4. Der öffentliche Raum: vier
Güterarten

Um die wirtschaftlichen Besonderheiten der einzel-
nen Teile des Gutes öffentlicher Raum noch weiter
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heraus zu arbeiten, ist es zweckmäßig, grundsätzlich
zwei Güterarten danach zu unterscheiden, ob die
Nachfrager vor der Nutzung einen Preis zu entrich-
ten haben oder nicht:  Individualgut oder Kollektiv-
gut. Es lohnt, als zweites Unterscheidungsmerkmal
zu berücksichtigen, ob bei einem Gut Rivalität zwi-
schen Nutzern besteht oder nicht. Bei einem Indivi-
dualgut besteht definitionsgemäß Nutzer-Rivalität:
Wird es von einem Nachfrager genutzt, steht es allen
anderen nicht zur Verfügung. 

Bei Kollektivgütern hingegen sind unterschiedliche
Ausprägungen des zweitgenannten Merkmals mög-
lich. Wird ein Kollektivgut in großem Ausmaß rela-
tiv zur Nachfrage (oder Anzahl der Nachfrager)
angeboten, unterbleibt Nutzer-Rivalität. Dies ist
zumeist bei Kollektivgütern der Fall, deren Angebot
nicht teilbar ist und bei denen es keine Rolle spielt,
wie viel Nachfrager es nutzen. Das Hinzutreten eines
zusätzlichen Nutzers beeinträchtigt die Nutzung
durch andere Nutzer nicht. Aus Sicht des Anbieters
gilt dann, dass die Kosten, das Gut zusätzlichen Nut-
zern zu überlassen, Null sind. In diesem Fall wäre es
ökonomisch unsinnig, einen Preis zu verlangen, vor-
ausgesetzt, es könnte einer verlangt werden, was
technisch oder/und wirtschaftlich oftmals nicht mög-
lich ist. 

Wird für die Nutzung eines  Gutes kein Preis ver-
langt und besteht auch keine Nutzer-Rivalität,
spricht man von einem reinen Kollektivgut. Große
Teile des öffentlichen Raums einer Stadt sind reine
Kollektivgüter,  z. B. Gehsteige oder Straßen in
einem Außenbezirk mit bebauungsbedingt geringer
Inanspruchnahme (aber z. B. auch Maßnahmen zum
Schutz der Erdatmosphäre vor Treibhausgasen).

Daneben gibt es jedoch noch zwei andere Arten von
Kollektivgütern. Einerseits sind dies solche, bei
denen trotz Nicht-Rivalität von jedem Nutzer ein
Preis zu entrichten ist. Diese werden als Clubkollek-
tivgut bezeichnet (in Anlehnung an den Umstand,
dass die Nachfrager durch das Bezahlen des Preises
eine Art Club der Nutzungsberechtigten bilden). Ein
wenig besuchtes Museum oder Kabelfernsehen sind
dafür Beispiele. Auch die Beförderungsdienstlei-
stung der Wiener Verkehrsbetriebe in der Schwach-
lastzeit zählt zu dieser Güterkategorie. (Sie werden
auch als Mautgüter bezeichnet, was jedoch auf den
Straßenbereich verweist, auf den diese Güter keines-
wegs beschränkt sind).

Andererseits gibt es Kollektivgüter, bei denen Nut-
zer-Rivalität besteht und für deren Nutzung kein
Preis verlangt wird. Ein solches Gut nennt man All-
mendegut. Der Begriff stammt von dem im Hoch-

mittelalter entstanden mittelhochdeutschen Begriff
„al(ge)meinde“ (auch „almeine“ oder „Gemeinde-
flur“). (Der ebenfalls dafür verwendete Begriff
„Quasikollektivgut“ ist nicht erhellend, ebenso der
als Überbegriff für Clubkollektiv- und Allmendegut
verwendete Begriff „Mischgüter“). Oftmals besteht
Nutzer-Rivalität gerade deshalb, weil keine „Preis-
schranke“ existiert und das Gut daher auch jene
Nachfrager nutzen, denen es nur wenig Nutzen stif-
tet.

Demnach ergibt sich folgende seit Jahrzehnten ver-
wendete Vierfach-Gliederung von Gütern im Über-
blick (siehe Übersicht 1).

Anstelle des Begriffspaares Individual- und Kollek-
tivgüter werden in der finanzwissenschaftlichen
Literatur allerdings sehr häufig die alternativen
Begriffe Privatgüter und öffentliche Güter verwen-
det. Das dabei herangezogene Merkmal ist dem oben
verwendeten Merkmal „Ausschluss bzw. Nicht-Aus-
schluss nicht zahlungsbereiter Nachfrager“ in zwei-
facher Hinsicht unterlegen. 

Erstens wird mit privat/öffentlich häufig der rechtli-
che Status des Eigentümers assoziiert: gehört das
angebotene Gut einem privaten oder öffentliches
Eigentümer? Dies ist  jedoch für die dargestellte
Güterklassifizierung belanglos, auch wenn es für
andere Aspekte wesentlich ist. Die gebührenpflichti-
gen Parkplätze in Kurzparkzonen sind Individualgü-
ter, auch wenn der Liegenschaftseigentümer eine
Gebietskörperschaft ist und die Benützungsgebühr
nicht der freien Preisbildung unterliegt, sondern eine
öffentliche Abgabe ist. Maßgeblich ist viel mehr, ob
für die Inanspruchnahme des Gutes ein Preis ver-
langt wird oder nicht. Dieses Kriterium wirft die für
das erzielbare Wohlfahrtsniveau zentrale Frage an
jede einzelne Nachfragerin und Nachfrager  auf:
Werden sie veranlasst, darüber nachzudenken, ob
der erwartete persönliche Nutzen aus der Inan-
spruchnahme des Gutes größer ist als der (die Ange-
botskosten mehr oder weniger reflektierende) Preis?
Auch öffentliche Rechtsträger sind heute angehalten,
durch Einhebung von Nutzungsgebühren (auch
wenn sie nicht unbedingt alle Kosten decken) eigen-
verantwortliche Nutzerentscheidungen unter Beach-
tung des Preises, und nicht nur des Nutzens, herbei-
zuführen. Durch Abverlangen des Individualkalküls
wird die Wohlfahrt erhöht, indem verschwenderi-
scher Konsum eingeschränkt wird.

Zweitens ist privat/öffentlich eine grundrechtlich
relevante Kategorie der Überwachung und Kontrolle
der Bürger durch den Staat. Für Bürgerinnen und
Bürger ist der Anspruch wichtig, dass vieles, was sie
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im öffentlichen Raum tun, nur unter strengen Aufla-
gen der staatlichen Kontrolle (die vielfach gar nicht
öffentlich werden soll) unterzogen wird. Dieser
Komplex erfordert die penible Beleuchtung des Kri-
teriums „privat versus öffentlich“, ohne dass es
durch überflüssige Mehrdeutigkeit eines gleich lau-
tenden Kriteriums bei der Güterklassifizierung ver-
wässert wird.

Übersicht 1: Vierfach-Gliederung von Gütern

Quelle: H. Berg, , D. Cassel, K.-H. Hartwig, 2003, S.
198

Für die Nachfrage nach Allmendegütern wird
zumeist deshalb kein Preis eingehoben, weil die
Kosten des Ausschlusses nicht zahlungsbereiter Nut-
zer pro Nutzer  prohibitiv hoch sind. Dadurch
kommt es weiterhin zur Übernutzung (Überlastung)
der Kapazität. Ein Beispiel dafür ist der Gehsteig der
Mariahilferstraße beim vorweihnachtlichen Ein-
kaufsrummel oder die Fahrbahnen des Gürtels in der
Stoßzeit. In ersten Fall kann die Überlastung aus
technischen Gründen nicht durch Einführung eines
Preises für die Nutzung vermindert werden (die
Kosten wären quasi unendlich hoch). Im zweiten
Fall wäre die Einführung einer „Preisschranke“ tech-
nisch und auch wirtschaftlich möglich, wird aber als
politisch nicht opportun und auch verkehrspolitisch
als  (noch) nicht angemessen erachtet. In derartigen
Fällen kommen dann andere Steuerungsinstrumente
als ein Nutzungspreis zum Einsatz, z. B. Beachtung
einer Warteliste, Rationierung nach diversen Krite-
rien u. a. Ansonsten schwindet die Wertschätzung
des  Gutes oder geht unter Umständen selbst und
geht unter.

Bemerkenswerterweise gehört jeder Teil des schein-
bar homogenen öffentlichen Raums also immer
einer dieser vier Güterarten an. Erkennbar wird diese
innere Differenzierung erst durch Beachtung der bei-
den wichtigsten ökonomischen Kategorien über-
haupt: des Knappheitsgrades eines begehrten Gutes
(negative Auswirkung des Hinzutretens eines neuen
Nutzers auf die bereits vorhandenen Nutzer) einer-

seits und die Art der Verfügung über dieses Gut
(individuell oder kollektiv). 

Zeitweise nicht-legitime exklusive Nutzungen von
Teilen des öffentlichen Raums

Zu beachten ist der mögliche Fall, dass ein Teil des
kollektiv genutzten Raumes der Stadt durch eine
Nutzergruppe auf eine Weise genutzt wird, durch die
andere Nutzer verdrängt oder gefährdet werden.
Derartige „subsozialisierte“ Nutzungen von Teilen
des öffentlichen Raums müssen durch andere been-

det werden, z. B. durch Überwachung und Sanktio-
nierung, soll kollektive Nutzung wieder ungestört
stattfinden.

5. Steuerungsinstrumente

Der Preis ist wichtigster Indikator des Grades der
Knappheit eines Gutes und Quelle für Verkaufserlö-
se. Weiteres ist er Informationsträger, der einen wirt-
schaftlichen Anreiz zu setzen vermag. Er bildet die
Grundlage für individuelle Preis-Kosten-Kalküle
von Güteranbietern und Preis-Nutzen-Kalküle von
Nachfragern. Der Preis ist das zentrale Steuerungs-
instrument für das Angebot von und die Nachfrage
nach Individualgütern als Teil des öffentlichen
Raums, insbesondere (a) Mietflächen für gastrono-
mische und andere vergnügungsgewerbliche Nut-
zungen im öffentlichen Raum (z. B. Schanigärten),
(b) Flächen für Handelstätigkeit und sonstige
Dienstleistungen, (c) Werbeflächen (kommerzielle
oder sonstige Werbung), (d) Zonen der Parkraumbe-
wirtschaftung und (e) (theoretisch:) Straßen mit
fahrleistungsabhängigem Nutzungsentgelt. 

Für die Bereitstellung von und Nachfrage nach Kol-
lektivgütern müssen andere Instrumente der zur Nut-
zungssteuerung autorisierten Stellen eingesetzt wer-
den, um das Knappheitsproblem zu lösen. Die wich-
tigsten Steuerungsinstrumente alternativ zu einem
fehlenden Marktpreis sind:
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- Setzen von Rechtsnormen, die Befugnisse
begründen oder Ansprüche legitimieren (z. B. pla-
nungsrechtliche Vorschriften),

- Öffentliche Abgaben (z. B. Abgabe für die Nut-
zung öffentlichen Grundes, Werbeabgaben, Diffe-
renzierung von Abgabensätzen in Abhängigkeit
vom Knappheitsgrad der Güter),

- vertragliche Vereinbarungen zwischen der öffent-
lichen Hand und Privaten,

- Verbote,

- Auflage der Bewilligungspflicht von Aktivitäten
(z. B. intensive oder exklusive temporäre Nut-
zung eines Teilraums),

- Gebote (z. B. Baunormen, Erhaltungspflicht von
Fassaden denkmalgeschützter Häuser),

- Informationsbeschaffung der öffentlichen Hand,

- Informationsverbreitung durch die öffentliche
Hand zur Systemsteuerung

- Setzen von Anreizen für dezentrale Verhandlun-
gen mit dem Ziel vertraglicher Vereinbarungen
zwischen Privaten (ohne direkte Einflussnahme
der öffentlichen Hand),

- Koordination verschiedener Instrumente durch
die öffentliche Hand.

6. Offene Fragen

Folgende Fragen wären weiterführend zu diskutie-
ren:

a) In welchen Bereichen des öffentlichen Raums
(funktionelle Teilkategorien, Gebiete) sind lang-
fristig die größten Veränderungen zu erwarten? 

b) Bei welchen Teilkategorien des öffentlichen
Raums ist die Kapazitätsauslastung bzw. -überla-
stung derzeit / im Planungsnullfall in 25 Jahren
voraussichtlich /am größten? Wo besteht derzeit /
im Planungsnullfall in 25 Jahren voraussichtlich /
der größte Bedarf nach quantitativer Ausweitung
der Kapazitäten?

c) In welchen Bereichen des öffentlichen Raums
bestehen die größten qualitativen Mangelerschei-
nungen?

d) Worin bestehen die wichtigsten Möglichkeiten,
öffentlichen Raum qualitativ zu verbessern?

e) e1) Bei welchen Teilen des öffentlichen Raums ist
der Charakter von Allmendegütern gegeben? Bei
welchen ist die Überlastung am störendsten für
die Stadtbewohner / für die Wirtschaft? e2) Durch
welche anderen Instrumente als einen Preis kann
dort die Überlastung vermindert werden? e3) Bei
welchen dieser Allmendegüter sind Investitionen
in die Kapazitätsausweitung erwägenswert?

f) Gibt es Teile des öffentlichen Raums mit Kapazi-
tätsüberlastung, bei denen der Zutritt der Nach-
frager durch Einführung eines Preises geregelt
werden kann, wenn Kapazitätsausweitung nicht
möglich oder unerwünscht ist?

g) Bei welchen Teilen des öffentlichen Raums mit
wechselndem Charakter als Clubkollektiv- und
Allmendegüter ist der Überlastungsgrad zeitweise
so stark unterschiedlich, dass eine Preisdifferen-
zierung zwischen Spitzen- und Schwachlastperio-
de erwägenswert ist?

h) Bei welchen Teilen des öffentlichen Raums mit
wechselndem Charakter als Clubkollektiv- und
Allmendegüter ist der Überlastungsgrad regional
so stark unterschiedlich, dass eine Preisdifferen-
zierung zwischen Spitzen- und Schwachlastzone
erwägenswert ist?

i) Worin bestünden die ökonomischen Vor- und
Nachteile derartiger Preisdifferenzierungen? Wel-
che rechtlichen Bestimmungen oder politische
Vorstellungen (Ziele) stehen derartigen Preisdif-
fenzierungen entgegen?

j) Welche zeitweise nicht-legitimen exklusiven Nut-
zungen von Teilen des öffentlichen Raums exi-
stieren und durch welche Instrumente können sie
in den Zustand uneingeschränkter kollektiver
Nutzung zurück geführt werden?

1) Arbeitspapier (September 2007), verfasst im Auftrag der
Magistratsabteilung 19 des Wiener Magistrates im Zuge der
Vorbereitung der Initiative „Öffentlicher Raum“ der Stadt
Wien. 

2) Hier wird nur auf öffentlichen Freiraum eingegangen.

3) Z. B. betrug die Planungsdauer für den etwa 2004 eröffneten,
neu gestalteten  Beethovenplatz in Wien rund 15 Jahre.

4) Das entsprechende menschliche Verhalten kann demnach
einer mikroökonomischen Analyse unterzogen werden, bei-
spielsweise kann die Wertschätzung bis hin zur Zahlungsbe-
reitschaft für den Aufenthalt in konkreten Teilen des öffent-
lichen Raums ermittelt werden.

5) So etwa hat sich der Schwedenplatz zum Leidwesen der
Anrainer in den letzten Jahren nachts zu einem sozial und
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sicherheitsmäßig problematischen „Gretzl“ entwickelt. Es
soll sich angeblich vom Schottentor hierher verlagert haben.
Wodurch? Welche Auswirkungen hat das? Welche Maßnah-
men sind möglich, welche überhaupt notwendig?

6) Ein die Öffentlichkeit grob irreführendes und riskantes Bei-
spiel, mit dieser Verantwortung umzugehen, geben die Wie-
ner Linien mit ihrem Werbeslogan „Die Stadt gehört Dir“
(zahllose Plakate im Jahr 2006 und 2007) . Scheinbar gänz-
lich konträr, aber ähnlich irreführend ist der politische Slo-
gan, der zahllose Hausmauern in Caracas, der Hauptstadt
Venezuelas, ziert: „Das Land gehört uns allen“ (Stadtportrait
Caracas, Ö1, 18.08.2007). Während letzterer jenem Kollekti-
vismus Vorschub leistet, der Vorläufer des Totalitarismus ist,
suggeriert ersterer einen grenzenlosen Individualismus fast
im Sinne von Max Stirners „Eigner von Allem“. Beide Slo-
gans entstammen einem sehr vordergründigen Populismus,
der mit rechtsstaatlich korrekten Eigentums- und Verfü-
gungsrechten nichts am Hut hat. 
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